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Vorbemerkung: 
 

Aus Gründen der Lesbarkeit sind im Satzungstext durchgängig alle Personen, Funktionen und 
Amtsträgerbezeichnungen in der männlichen Form gefasst. Soweit die männliche Form gewählt wird, 
werden damit sowohl weibliche wie männliche Funktions- und Amtsträger angesprochen. 
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Präambel 
 
Der Sportverein Butzweiler e.V. gibt sich folgendes Leitbild, an dem sich das Vereinsleben und die Arbeit der 
Organe, der Amts- und Funktionsträger sowie aller sonstigen Mitarbeiter orientieren: 
 
Der Verein, seine Amtsträger und Mitarbeiter bekennen sich zu den Grundsätzen eines umfassenden 
Kinder- und Jugendschutzes und treten für die körperliche und seelische Unversehrtheit und 
Selbstbestimmung der anvertrauten Kinder und Jugendlichen ein.  
 
Der Verein, seine Amtsträger und Mitarbeiter pflegen eine Aufmerksamkeitskultur und führen regelmäßig 
Präventionsmaßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt im Sport 
durch. 
 
Der Verein tritt für einen doping- und manipulationsfreien Sport ein. 
 
Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral. Er vertritt den Grundsatz religiöser, weltanschaulicher und 
ethnischer Toleranz und Neutralität. 
 
Der Verein wendet sich entschieden gegen Intoleranz, Rassismus und jede Form von politischem 
Extremismus. 
 
Der Verein fördert die Inklusion behinderter und nichtbehinderter Menschen und die Integration von 
Menschen mit Zuwanderungshintergrund. Er verfolgt die Gleichstellung der Geschlechter. 
 
Die Vereinsfarben sind rot und weiß. 
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A.  Allgemeines 
 
 
§ 1 Name, Sitz, Eintragung und Geschäftsjahr 
 
1. Der im Jahre 1949 gegründete Verein führt den Namen „Sportverein Butzweiler e.V.“.  

 
2. Er hat seinen Sitz in Butzweiler und ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Wittlich eingetragen. 

 
3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
 
§ 2 Zweck des Vereins 
 
1. Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports, der Jugendhilfe und der Kultur. 
 
2. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch: 

 
a) entsprechende Organisation eines geordneten Sport-, Spiel-, Übungs- und Kursbetriebes für alle 

Bereiche, einschließlich des Freizeit- und Breitensports; 
b) die Durchführung eines leistungsorientierten Trainingsbetriebes; 
c) die Teilnahme an sportspezifischen Vereinsveranstaltungen; 
d) die Beteiligung an Turnieren und Vorführungen, sportlichen Wettkämpfen; 
e) die Durchführung von allgemeinen sportorientierten Jugendveranstaltungen und –maßnahmen; 
f) Aus-/Weiterbildung und Einsatz von sachgemäß ausgebildeten Übungsleitern, Trainern und 

Helfern; 
g) die Beteiligung an Kooperationen, Sport- und Spielgemeinschaften; 
h) Angebote der bewegungsorientierten Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit; 
i) Maßnahmen und Veranstaltungen zur Erhaltung und Förderung des körperlichen, seelischen und 

geistigen Wohlbefindens; 
j) Veranstaltungen mit Kulturcharakter. 

 
 
§ 3 Gemeinnützigkeit 
 
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
 

2. Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  
 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  

 
4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
 
§ 4 Verbandsmitgliedschaften 
 
1. Der Verein ist Mitglied des Sportbundes Rheinland im Landessportbund Rheinland-Pfalz und der 

zuständigen Fachverbände. 
 

2. Um die Durchführung der Vereinsaufgaben zu ermöglichen, kann der Gesamtvorstand den Ein- und 
Austritt in Sportfachverbände beschließen. 
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B.  Vereinsmitgliedschaft 
 
 
§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. 

 
2. Wer die Mitgliedschaft erwerben will, hat an den Verein einen schriftlichen Aufnahmeantrag zu 

richten. Die Aufnahme ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer der Mitgliedschaft 
verpflichtet, am SEPA-Lastschriftverfahren teilzunehmen. 

 
3. Bei Minderjährigen ist die schriftliche Zustimmung der gesetzlichen Vertreter erforderlich. 
 
4. Über die Aufnahme entscheidet der geschäftsführende Vorstand durch Beschluss mit einfacher 

Mehrheit. Er teilt seine Entscheidung dem Antragsteller mit. 
 

5. Mit der Abgabe des unterzeichneten Aufnahmeantrags erkennt das Mitglied die Vereinssatzung, die 
Ordnungen und Wettkampfbestimmungen der Verbände denen der Verein angehört, in der jeweils 
gültigen Fassung an. 

 
6. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung der Aufnahme muss nicht begründet werden. 

Ein Rechtsmittel gegen die Ablehnung der Aufnahme besteht nicht. 

 
  
§ 6 Arten der Mitgliedschaft 
 

Der Verein besteht aus: 
 
a) aktiven Mitgliedern; 
b) inaktiven Mitgliedern; 
c) Kindern und Jugendlichen; 
d) Familienmitgliedern; 
e) Ehrenmitgliedern. 

 
zu a) Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die sämtliche Angebote des Vereins/der Abteilung der sie 

angehören nutzen und/oder am Spiel- bzw. Wettkampfbetrieb teilnehmen. 
 
zu b)  Für inaktive Mitglieder steht die Förderung des Vereins oder bestimmter Vereinsabteilungen 

im Vordergrund. Sie nutzen die sportlichen Angebote des Vereins nicht. 
 
zu c) Als Kinder und Jugendliche gelten Mitglieder bis zur Vollendung ihres 18. Lebensjahres, egal 

ob aktiv oder passiv. 
 
zu d) Familien mit minderjährigen Kindern, können zu Familienmitgliedern ernannt werden. Näheres 

regelt die Beitragsordnung des Vereins. 
 
zu e) Personen, die sich um den Verein und dessen Belange und Aufgaben besonders verdient 

gemacht haben, können durch Beschluss der Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit 
zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Näheres regelt die Ehrenordnung des Vereins. 
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§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
1. Die Mitgliedschaft endet 

 
a) durch Austritt aus dem Verein (Kündigung); 
b) durch Ausschluss aus dem Verein; 
c) durch Streichung von der Mitgliederliste; 
d) durch Tod; 
e) durch Auflösung des Vereins. 
 
zu a)  Der Austritt aus dem Verein (Kündigung) erfolgt durch schriftliche Erklärung an die 

Geschäftsadresse des Vereins. Der Austritt kann nur zum Ende eines Halbjahres (30.06.; 
31.12.) erklärt werden. 

 
zu b) Ein Mitglied kann, nach vorheriger Anhörung, aus wichtigem Grund vom Gesamtvorstand aus 

dem Verein ausgeschlossen werden, insbesondere wegen grobhaften Verstoß gegen die 
Satzung oder Ordnungen, grober Unsportlichkeit oder wer in grober Weise den Interessen des 
Vereins und seiner Ziele zuwiderhandelt. Der Beschluss über die Streichung ist dem 
betroffenen Mitglied per Einschreibebrief mitzuteilen. Es kann ebenso eine Vereinsstrafe 
verhängt werden, § 8. 

 
Zu c) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Gesamtvorstandes von der Mitgliederliste gestrichen 

werden, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von 
Zahlungsverpflichtungen (Beiträge, Umlagen, Gebühren etc.) in Verzug ist. Der Beschluss 
über die Streichung darf durch den Gesamtvorstand erst dann gefasst werden, wenn nach 
Versendung der zweiten Mahnung drei Wochen verstrichen sind und dem Mitglied in der 
zweiten Mahnung die Streichung bei Nichtzahlung angekündigt worden ist. Der Beschluss 
über die Streichung ist dem betroffenen Mitglied per Einschreibebrief mitzuteilen. 

 
2. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprüche aus dem 

Mitgliedschaftsverhältnis. Noch ausstehende Verpflichtungen aus dem Mitgliedschaftsverhältnis, 
insbesondere ausstehende Beitragspflichten, bleiben hiervon unberührt. Vereinseigene 
Gegenstände sind dem Verein herauszugeben oder wertmäßig abzugelten. 

 
3. Handelt es sich bei dem auszuschließenden oder zu streichenden Mitglied um ein Mitglied des 

Gesamtvorstandes, dann entscheidet die Mitgliederversammlung. 

 
 
§ 8 Straf- und Ordnungsmaßnahmen 
 
1. Das Verhalten eines Mitglieds, das nach § 7 Abs. 1 dieser Satzung zum Vereinsausschluss führen 

kann, kann auch folgende Vereinsstrafen nach sich ziehen:  
 
a) Verweis; 
b)  zeitlich begrenztes Verbot der Teilnahme am Sportbetrieb und an den Veranstaltungen des 
 Vereins. 

 
2. Das betroffene Mitglied ist über die zu verhängende Vereinsstrafe samt Begründung zu informieren 

und wird aufgefordert, innerhalb einer Frist von drei Wochen Stellung zu nehmen. Nach Ablauf der 
Frist ist vom Gesamtvorstand unter Berücksichtigung der Stellungnahme mit einfacher Mehrheit über 
die Vereinsstrafe zu entscheiden. Der Beschluss ist dem betroffenen Mitglied per Einschreibebrief 
mitzuteilen.  
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§ 9 Beiträge, Umlagen und Gebühren 
 
1. Die Mitglieder sind verpflichtet Beiträge zu zahlen. Es können zusätzlich erhoben werden: 

 
a) Aufnahmegebühren; 
b) Umlagen; 
c) Gebühren für besondere Leistungen des Vereins; 
d) abteilungsspezifische Beiträge. 

 
2. Mitgliedsbeiträge richten sich nach den vorgeschriebenen Mindestbeiträgen des Sportbund 

Rheinland e.V. und passen sich diesen jeweils automatisch an, sofern durch die 
Mitgliederversammlung nichts anderes beschlossen wird.  

 
3. Über die Höhe und Fälligkeit der in Punkt 1 a) bis d) genannten Gebühren, Umlagen und Beiträge 

entscheidet der Gesamtvorstand durch Beschluss. Er kann diese ganz oder teilweise erlassen oder 
stunden. 
 

4. Beschlüsse über Beitragsfestsetzungen und der in Punkt 1 a) bis d) genannten Gebühren, Umlagen 
und Beiträge sind den Mitgliedern bekannt zu geben. 

 
5. Minderjährige können von der Pflicht zur Zahlung von Umlagen und Gebühren für besondere 

Leistungen befreit werden. 
 

6. Ehrenmitglieder können von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen und Umlagen befreit werden. 
 

7. Familien mit minderjährigen Kindern können mit dem Aufnahmeantrag eine Familienmitgliedschaft 
beantragen. Ihnen kann der Mitgliedsbeitrag ermäßigt werden. 

 
 
§ 10 Stimmrecht und Wählbarkeit 
 
1. Mitglieder bis zum vollendeten 16. Lebensjahr und andere Personen, die als geschäftsunfähig im 

Sinne der Regelungen des BGB gelten, sind vom Stimmrecht in der Mitgliederversammlung 
ausgeschlossen. Ihre gesetzlichen Vertreter bzw. Betreuer sind davon ebenfalls ausgeschlossen. 

 
2. Bei der Wahl der Jugendleiter haben alle Mitglieder des Vereins ab dem vollendeten 12. Lebensjahr 

an Stimmrecht. 
 

3. Als Jugendleiter können Mitglieder vom vollendeten 16. Lebensjahr an gewählt werden. 
 

4. Als Vorstandsmitglied sind Mitglieder vom vollendeten 18. Lebensjahr an wählbar. 
 

5. Ehrenmitgliedern steht ein Stimmrecht in der Mitgliederversammlung zu. 
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C.  Die Organe des Vereins 
 
 
§ 11 Die Vereinsorgane 
 

Organe des Vereins sind: 
 

a) die Mitgliederversammlung; 
b) der geschäftsführende Vorstand; 
c) der Gesamtvorstand. 

 
 
§ 12 Die Mitgliederversammlung  
 
1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 

 
2. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Kalenderjahr statt.  

 
3. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt unter Mitteilung der Tagesordnung durch den 

geschäftsführenden Vorstand durch Veröffentlichung im Mitteilungsblatt der Verbandsgemeinde 
Trier-Land. 

 
4. Zwischen dem Tag der Einladung und dem Termin der Versammlung muss eine Frist von 

mindestens zwei Wochen liegen. 
 
5. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 

beschlussfähig. 
   

6. Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von einem anderen 
Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes geleitet. Ist kein Mitglied des geschäftsführenden 
Vorstandes anwesend, bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Der 
Versammlungsleiter bestimmt den Protokollführer.  

 
7. Die Entscheidungen der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

gültigen Stimmen beschlossen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 
Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen 
Stimmen der Mitglieder beschlossen werden. Stimmenthaltungen bleiben für die Entscheidung 
unberücksichtigt. 

 
8. Über Anträge, die nicht in der Tagesordnung verzeichnet sind, kann in der Mitgliederversammlung 

nur abgestimmt werden, wenn diese Anträge mindestens drei Tage vor der Versammlung schriftlich 
beim Vorstand des Vereins eingegangen sind. Dringlichkeitsanträge dürfen nur behandelt werden, 
wenn die anwesenden Mitglieder mit einer zwei Drittel Mehrheit beschließen, dass sie als 
Tagesordnungspunkte aufgenommen werden. Ein Dringlichkeitsantrag auf Satzungsänderung ist 
unzulässig. 

 
9. Alle Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen per Handzeichen. Dem Antrag eines Mitglieds auf 

geheime Abstimmung muss entsprochen werden. 
 

10. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom 
Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
 

11. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es der geschäftsführende 
Vorstand oder der Gesamtvorstand beschließt oder ein Viertel der Mitglieder schriftlich beim 
Vorsitzenden beantragt. Im Übrigen gelten Abs. 3 bis Abs. 10 entsprechend. 
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§ 13 Der Vorstand 
 
1. Der Vorstand arbeitet 
 

a) als geschäftsführender Vorstand, bestehend aus: 
- dem Vorsitzenden; 
- dem stellvertretenden Vorsitzenden; 
- dem Schatzmeister; 
- dem Geschäftsführer. 

 
 

b) als Gesamtvorstand, bestehend aus: 
- den Mitgliedern des geschäftsführenden Vorstandes; 
- dem stellvertretenden Geschäftsführer; 
- dem stellvertretenden Schatzmeister; 
- den Abteilungsleitern von evtl. zu gründenden Abteilungen; 
- dem Jugendleiter. 

 
2. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der Vorsitzende und sein Stellvertreter. Sie vertreten den 

Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jeder von ihnen ist allein vertretungsberechtigt. Im 
Innenverhältnis zum Verein wird der Stellvertreter jedoch nur bei Verhinderung des Vorsitzenden 
tätig. 

 
3. Der Gesamtvorstand wird durch die Mitgliederversammlung auf zwei Jahre gewählt. Die Amtsdauer 

des Gesamtvorstandes kann auch kürzer oder länger bemessen sein. Seine Mitglieder bleiben bis 
zur Wahl eines Nachfolgers im Amt. Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitglieds ist der 
Gesamtvorstand berechtigt, ein neues Mitglied kommissarisch bis zur nächsten Wahl zu berufen. 
 

4. Abwesende können gewählt werden, wenn sie ihre Bereitschaft zur Wahl des Amtes vorher 
schriftlich erklärt haben und die schriftliche Erklärung in der Mitgliederversammlung vorliegt. 

 
5. Der Vorsitzende beruft und leitet die Sitzungen des Vorstands. Er ist verpflichtet, den Vorstand 

einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse erfordert oder aber wenn dies von der Mehrheit der 
Vorstandsmitglieder verlangt wird. 

 
6. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Bei 

Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

 
7. Beschlüsse des Vorstandes sind zu protokollieren. 

 
 
§ 14 Abteilungen 
 
1. Für die im Verein betriebenen Sportarten können durch Beschluss des Gesamtvorstandes 

Abteilungen gebildet werden, denen ein Abteilungsleiter vorsteht. Der Gesamtvorstand kann ebenso 
die Schließung der Abteilung beschließen. 

 
2. Die Abteilungen können sich eine Abteilungsordnung geben. Die Abteilungsordnung bedarf der 

Genehmigung des Gesamtvorstandes. 

 
 
§ 15 Ausschüsse und Beisitzer 
 
1. Der Gesamtvorstand kann bei Bedarf Ausschüsse (z.B. Festausschüsse) bilden, deren Mitglieder er 

beruft. Zudem kann er Beisitzer zur Unterstützung der Geschäftsführung ernennen. 
 

2. Die Sitzungen der Ausschüsse erfolgen nach Bedarf und werden durch den Ausschussleiter 
einberufen.
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D.  Vereinsjugend 
 
 
§ 16 Jugend des Vereins 
 
1. Durch Beschluss der Mitgliederversammlung kann der Jugend das Recht zur Selbstverwaltung im 

Rahmen der Satzung und der Ordnungen des Vereins eingeräumt werden. 
 

2. In diesem Fall gibt sich die Jugend eine eigene Jugendordnung, die der Genehmigung des 
Gesamtvorstandes bedarf. Die Jugend entscheidet über die Verwendung der ihr zufließenden Mittel. 
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E.  Sonstige Bestimmungen 
 
 
§ 17 Vergütung der Organmitglieder, Aufwendungsersatz, bezahlte Mitarbeit 
 

1. Die Vereinsämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt, soweit nicht diese Satzung etwas 
anderes bestimmt. 
 

2. Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsüblichen Möglichkeiten entgeltlich auf der 
Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 
26a EStG ausgeübt werden. 
 

3. Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit trifft der geschäftsführende Vorstand. 
Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigungen. 

 
4. Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwendungsersatzanspruch 

nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden 
sind. Die Mitglieder und Mitarbeiter haben das Gebot der Sparsamkeit zu beachten. 

 
5. Der geschäftsführende Vorstand kann durch Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen 

Möglichkeiten Aufwendungserstattungen festlegen. 
 

6. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 6 Monaten nach seiner 
Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die prüffähigen 
Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden. 

 
 
§ 18 Kassenprüfer 
 
1. Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren zwei Kassenprüfer, die nicht dem 

Gesamtvorstand angehören dürfen und bis zur Neuwahl im Amt bleiben. Wiederwahl ist zulässig. 
 

2. Die Kassenprüfer prüfen die Rechnungs- und Kassenführung des Vereins mindestens einmal vor 
jeder ordentlichen Mitgliederversammlung und erstatten in dieser ihren Kassenprüfungsbericht. Über 
ihre Entlastung entscheidet die Mitgliederversammlung. 

 
3. Der Auftrag der Kassenprüfer erstreckt sich neben der Prüfung der reinen Kassenführung auch 

darauf, ob die Mittel wirtschaftlich verwendet worden sind, ob die Ausgaben sachlich richtig sind und 
ob sie mit dem Haushaltsplan übereinstimmen. 

 
 

§ 19 Vereinsordnungen  
 
1. Soweit die Satzung nicht etwas Abweichendes regelt, ist der Gesamtvorstand ermächtigt durch 

Beschluss nachfolgende Ordnungen zu erlassen: 
 

a) Beitragsordnung; 
b) Finanzordnung; 
c) Ehrenordnung; 
d) Geschäftsordnung für den geschäftsführenden Vorstand und den Gesamtvorstand. 

 
2. Die Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung. 

 
 
§ 20 Datenschutz im Verein 
 
1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vorgaben der EU-

Datenschutz-Grundverordnung (DS_GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) 
personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein 
verarbeitet. 
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2. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat jedes 
Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 
 
a) das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO; 
b) das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO; 
c) das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO; 
d) das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO; 
e)  das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO und 
f) das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO. 

 
3. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es untersagt, 

personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden 
Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese 
Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 
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E.  Schlussbestimmungen 
 
 
§ 21 Auflösung oder Fusion 
 
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung 

beschlossen werden.  
 

2. Die Einberufung einer solchen Versammlung darf nur erfolgen, wenn es der Gesamtvorstand mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder beschlossen hat oder wenn es von einem Drittel 
der Mitglieder des Vereins schriftlich gefordert wurde. 

 
3. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder 

anwesend ist. Die Auflösung kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. 

 
4. Sollte bei der ersten Versammlung weniger als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder 

anwesend sein, ist eine zweite Versammlung einzuberufen, die dann mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig ist. 

 
5. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen steuerbegünstigten zwecks fällt sein 

Vermögen an die Gemeinde Newel, mit der Zweckbestimmung, dass dieses Vermögen unmittelbar 
und ausschließlich zur Förderung des Sports verwendet werden darf. 

 
6. Im Falle einer Fusion mit einem anderen Verein, fällt das Vermögen nach Vereinsauflösung an den 

neu entstehenden steuerbegünstigten Fusionsverein bzw. den aufnehmenden steuerbegünstigten 
Verein, der es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
zu verwenden hat. 

 
 
§ 22 Gültigkeit dieser Satzung 
 
1. Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 31. August 2018 beschlossen. 

 
2. Diese Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 

 
3. Alle bisherigen Satzungen treten zu diesem Zeitpunkt damit außer Kraft.  


